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3. Diskriminierung gegen LSBTI* gesetzlich beseitigen! 
 
3.4 Wie wollen Sie sich für eine Verbesserung des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes einsetzen, insbesondere für ein Verbandsklagerecht sowie für 
die Aufhebung der Ausnahmeregelungen für Religionsgemeinschaften?  
 
Union 

 
„Mit dem Allgemeinen Gleichbehandlungsrecht haben wir ein Instrumentarium 
geschaffen, um wirksam gegen Diskriminierung vorgehen zu können. Dabei 
haben wir die Rechte des Einzelnen, der von Diskriminierung betroffen ist, 
sehr gestärkt. Da Diskriminierung stets eine Frage von individueller 
Betroffenheit ist, sehen wir für ein pauschales Verbandsklagerecht hier 
keinen Bedarf. Die bestehenden Regelungen des AGG, die mit den 

Regelungen des Staatskirchenrechts im Einklang stehen, haben sich bewährt und bedürfen nach 
unserer Überzeugung keiner Veränderung.“ 
 
SPD 

„Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) ist vor 10 Jahren in Kraft 
getreten. Wir werden es weiterentwickeln. Hierfür stärken wir die 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes und weiten den Anwendungsbereich 
des AGG auf staatliches Handeln aus. Zudem wollen wir ein 
Verbandsklagerecht im AGG verankern.“  
 

 
Linke 

„Das AGG muss ausgebaut werden. Es ist bislang ein zahnloser Tiger, da 
Klagefristen zu kurz (dies betrifft insbesondere Diskriminierungen in der 
Probezeit) und nur ein individueller Klageweg möglich sind. Deshalb tritt DIE 
LINKE für eine Verlängerung der Klagefristen, ein Verbandsklagerecht, den 
Ausbau der Antidiskriminierungsstelle des Bundes mit einem intensiven 
Beratungsangebot und einer eigenständigen Klagemöglichkeit sowie die 
Aufhebung der Ausnahmeregelungen für Religionsgemeinschaften ein.“ 

 
Grüne 

„Mehr als 10 Jahre nach Inkrafttreten des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes ist es Zeit für eine Reform. Wir haben dazu 
einen ausführlichen Antrag formuliert. Danach soll der Rechtsschutz für 
Betroffene gestärkt und insbesondere ein echtes Verbandsklagerecht 
eingeführt werden. Antidiskriminierungsverbände sollen über die bisherigen 
gesetzlichen Möglichkeiten hinaus stellvertretend für die Betroffenen klagen 
können. Sie sollen auch klagen können, wenn das Verfahren einen 

Präzedenzcharakter haben und Rechtssicherheit für eine größere Zahl von Beschäftigten 
schaffen könnte. Zudem wollen wir den Anwendungsbereich des Gesetzes um die öffentlich-
rechtlichen Leistungsgewährungen ergänzen und staatliche Stellen zu positiven Maßnahmen 
zwecks Diskriminierungsbekämpfung verpflichten. Darüber hinaus streben wir an, durch 
Änderung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (§ 9 Abs. 1 AGG) und der 
arbeitsrechtlichen EU-Antidiskriminierungsrichtlinie (Art. 4 Abs. 2) die Ausnahmen für die 
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften enger zu fassen und damit den individuellen 
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Rechten deutlich mehr Geltung zu verschaffen. Im Ergebnis soll klargestellt werden, dass diese 
Ausnahmeklausel nur auf den Kernbereich der Glaubensverkünddigung ihre Anwendung.“ 
findet.“ 
 
FDP 

„Für uns Freie Demokraten ist die Bekämpfung der Diskriminierung 
gesellschaftspolitisches Ziel. Der Auftrag zu einem umfassenden 
Persönlichkeitsschutz folgt unmittelbar aus Art. 1 Abs. 1 (Menschenwürde) in 
Verbindung mit Art. 2 Abs. 1 GG (freie Entfaltung der Persönlichkeit). Die 
damit verbundene Bürokratie und die Kosten, die beispielsweise der 
Wirtschaft durch gesetzliche Regelungen entstehen, dürfen jedoch nicht 

außer Betracht bleiben. Der Abbau von Diskriminierungen lässt sich nicht nur per Gesetz 
verordnen, sondern ist eine Aufgabe der gesamten Gesellschaft. Immer mehr Vorschriften zu 
erlassen heißt nicht, dass die Praxis nachher auch besser funktioniert. Es kommt auf eine 
dauerhafte Sensibilisierung für das Thema, ein Umdenken in den Köpfen und eine Veränderung 
des Bewusstseins bei jedem Einzelnen an. Darüber hinaus ist es wichtig, insgesamt eine Kultur zu 
entwickeln, in der Vielfalt nicht nur akzeptiert und toleriert, sondern als Bereicherung 
empfunden wird. Statt neue Diskriminierungsmotive aufzuzählen und unter Strafe zu stellen, 
sollte man sich am Aufbau einer starken Zivilgesellschaft beteiligen. Grundsätzlich halten wir 
Freie Demokraten die Ausweitung von AGG-Tatbeständen und eine Erweiterung der 
Zuständigkeiten der Antidiskriminierungsstelle mit enormem bürokratischem Apparat für falsch. 
Wir Freie Demokraten lehnen ein erweitertes Verbandsklagerecht ab. Bei Diskriminierungen 
spielen im Regelfall sehr individuelle Gesichtspunkte eine Rolle. Verbandsklagen, die 
Gruppeninteressen betreffen, wären daher nicht geeignet, dem Einzelnen besser zu seinem 
Recht zu verhelfen und Rechtssicherheit und Genugtuung im Einzelfall herzustellen.“ 
 
AfD 

„Die Bürgerrechte von Schwulen, Lesben und Transgendermenschen werden 
nur in einem finanz- und wirtschaftspolitisch verantwortungsvoll geführten 
Staat langfristig geschützt werden können. Selbstbewusste Nationen und 
nicht überbordende lnstitutionen integrieren und schützen die in ihr lebenden 
Gruppen, z.B. Homosexuelle am besten und geben ldentität und 
staatsbürgerliche Verantwortlichkeit. 
 

Für uns ist besonders wichtig, dass unsere abendländische Wertegemeinschaft und unsere 
deutsche Leitkultur respektiert, akzeptiert und auch gelebt wird! Religiöse und persönliche 
Befindlichkeiten haben sich dem unterzuordnen. 
 
Wir bestehen darauf, die Diskussion über die angestrebten Rechtsprechungen von der 
Genderideologie zu entkoppeln.“ 
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